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(2) Ferner ist verboten:

1. auBerhalb der dem offentlichen Verkehr gewid-
meten Straflen mit Fahrzeugen aller Art oder mit
Wohnwagen zu fahren oder diese dort abzustellen
sowie auflerhalb von Straen und Wegen zu
reiten,

2.in der Zeit vom 1. Méarz bis 31. Juli das Gelédnde
aullerhalb der befestigten offentlichen Straflen
und Wege oder auflerhalb der vom zustédndigen
Landratsamt markierten Wege oder Pfade zu be-
treten; dies gilt nicht fiir den Grundeigentiimer
oder sonstigen Berechtigten,

3. Modellflugzeuge zu betreiben oder mit anderen
Luftfahrzeugen zu starten oder zu landen,

. Hunde frei laufen zu lassen,
. zu zelten,
.zu lagern,

S O O

.zu larmen oder Tonilibertragungs- oder Tonwie-
dergabegerate zu benutzen.

§5
Ausnahmen

Ausgenommen von den Verboten nach Art. 7
Abs. 2 und 3 BayNatSchG und § 4 dieser Verord-
nung sind:

1. die ordnungsgemafe landwirtschaftliche Boden-
nutzung auf bisher landwirtschaftlich genutzten
Flachen in Form der Griinlandnutzung; es gilt je-
doch § 4 Abs. 1 Nrn. 2 und 6; Vertrage nach dem
Wiesenbriiterprogramm bleiben davon unbe-
rihrt,

2. die rechtmafBige Ausilibung der Jagd sowie Aufga-
ben des Jagdschutzes; die Anlage von Wildackern,
Wildfutterstellen, Hochsitzen und sonstigen jagd-
lichen Einrichtungen bedarf der Genehmigung
der zustandigen Regierung,

3.die rechtmé&Bige Auslibung der Angelfischerei
entlang der Schwarzach in der Zeit vom 15. Juli
bis 28. Februar sowie die rechtmaBige Ausiibung
der Fischhege und des Fischereischutzes; MaS3-
nahmen nach § 4 Abs. 1 Nrn. 9, 10 und 11 bediirfen
jedoch der Genehmigung des zustdndigen Land-
ratsamts,

4. Unterhaltungsmafinahmen an den StraBen, We-
gen und Drédnungen im gesetzlich zuldssigen
Umfang,

5. UnterhaltungsmafBnahmen an den Gewéssern im
gesetzlich zuldssigen Umfang in der Zeit vom

1. August bis 28. Februar im Benehmen mit der
zustandigen Regierung sowie MaBnahmen der
Gewasseraufsicht,

6. die Wartung, Erhaltung und Instandsetzung der
bestehenden Energieversorgungsanlagen,

7. das Aufstellen oder Anbringen von Zeichen oder
Schildern, die auf den Schutz oder die Bedeutung
des Gebiets hinweisen, oder von Wegmarkierun-
gen, Warntafeln, Ortshinweisen, Sperrzeichen
oder sonstigen Absperrungen, wenn die MaBnah-
me auf Veranlassung oder mit Genehmigung des
zustdndigen Landratsamts erfolgt,

8.die zur Erhaltung der Funktionsfahigkeit des
Schutzgebiets notwendigen und von den Natur-
schutzbehdrden angeordneten oder zugelassenen
Uberwachungs-, Schutz-, Pflege- und Entwick-
lungsmafBnahmen.

§6
Befreiungen
(1) Von den Verboten des Bayerischen Natur-
schutzgesetzes und dieser Verordnung kann gemaf

Art. 49 BayNatSchG im Einzelfall Befreiung erteilt
werden.

(2) Zusténdig fiir die Erteilung der Befreiung ist
die Regierung, in deren Gebiet das Vorhaben aus-
gefiihrt werden soll, soweit nicht nach Art. 49 Abs. 3
Satz 1 Halbsatz 2 BayNatSchG das Staatsministe-
rium fiir Landesentwicklung und Umweltfragen zu-
standig ist.

§7
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 52 Abs. 1 Nr. 3 BayNatSchG kann mit
Geldbufle bis zu fiinfzigtausend Deutsche Mark be-
legt werden, wer vorsatzlich oder fahrléssig einem
Verbot des § 4 Abs. 1 Nrn. 1 bis 16 oder des § 4 Abs. 2
Nrn. 1 bis 7 zuwiderhandelt. ;

§8
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. April 1988 in Kraft.

Miinchen, den 2. Méarz 1988

. Bayerisches Staatsministerium
fiir Landesentwicklung und Umweltfragen

Alfred D i ¢ k, Staatsminister
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2230-7-1-1-K
Verordnung
zur Anderung der Verordnung
zur Ausfiihrung

des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes

Vom 7. Mérz 1988

Auf Grund von Art. 53 Satz 2 Nrn. 1, 1a und 3 des
Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (Bay-
SchFG) vom 24. Juli 1986 (GVBI S. 169, BayRS
2230-7-1-K), gedndert durch Art. 10 des Haushalts-
gesetzes 1987/1988 vom 30. Juli 1987 GVBI S. 221),
erlaf3t das Bayerische Staatsministerium fiir Unter-
richt und Kultus im Einvernehmen mit den Bayeri-
schen Staatsministerien des Innern und der Finan-
zen folgende Verordnung:

§1
Die Verordnung zur Ausfiihrung des Bayerischen
Schulfinanzierungsgesetzes (AVBaySchFG) vom
4. Mai 1987 (GVBI S. 127, BayRS 2230-7-1-1-K) wird
wie folgt gedndert:

1.In die Inhaltsiibersicht wird eingefiigt: ,§ Ta
Kostenersatz fiir die notwendige auswértige Un-
terbringung von Berufsschiilern®.

2.§ 7 Abs. 1 erhalt folgende Fassung:

»(1) Als Gastschiiler im Sinn des Art. 10 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 BaySchFG gelten auch Berufsschiiler,
die in Einrichtungen, insbesondere Werkstétten,
des Bundes oder des Landes zentral ausgebildet
werden und vor Aufnahme der Ausbildung ihren
gewohnlichen Aufenthalt nicht im Grundspren-
gel der fiir die Einrichtung zustédndigen Berufs-
schule hatten.“

3. Es wird folgender § 7a eingefligt:

.S 7a

Kostenersatz fiir die notwendige auswartige
Unterbringung von Berufsschiilern

(zu Art. 10 Abs. 7und Art. 19 Abs. 4 BaySchFG)

(1) 'Berufsschiiler, die in Bayern in einem Be-
rufsausbildungsverhiltnis stehen, erhalten Er-
satz fliir ihre wahrend des Berufsschulbesuchs
entstehenden Kosten einer notwendigen auswar-
tigen Unterbringung, wenn die Berufsschule die
ortlich zustdndige Sprengelschule ist oder auf
Grund eines genehmigten oder angeordneten
Gastschulverhaltnisses nach Art. 10 Abs. 1 Satz 1
GbSch besucht wird und den Berufsschiilern
wahrend des Berufsschulbesuchs eine tégliche
Riickkehr zum Ort des gewohnlichen Aufenthalts
nicht zugemutet werden kann. 2Erstattungsfahig
sind die Kosten fiir Unterkunft und Verpflegung
abziiglich eines Eigenanteils an den Verpfle-
gungskosten.

(2) 'Ersatzberechtigt sind berufsschulpflichtige
und berufsschulberechtigte Schiiler. 2Umschiiler
nach Art. 10 Abs. 3 GbSch sind vom Kostenersatz
ausgenommen.

(3) 1Die auswartige Unterbringung zum Besuch
der Berufsschule ist notwendig, wenn einem
Schiiler an aufeinanderfolgenden Unterrichtsta-
gen die téagliche Riickkehr zum Ort seines ge-
wohnlichen Aufenthalts nicht zugemutet werden
kann. 2Dies trifft in der Regel zu, wenn beim Be-
nutzen regelméfBig verkehrender Beforderungs-
mittel die Abwesenheit vom Ort des gewohnli-
chen Aufenthalts mehr als zwo6lf Stunden oder die
benétigte Zeit fiir das Zurlicklegen des Weges
zwischen dem Ort des gewohnlichen Aufenthalts
und der Berufsschule und zuriick mehr als drei
Stunden betragt.

(4) 'Bei vom Aufwandstrager veranlafiter oder
genehmigter Heimunterbringung sind die Heim-
kosten voll erstattungsfahig. 2Bei vom Aufwands-
trager veranlaBter oder genehmigter Unterbrin-
gung in Privatunterkiinften sind die Ubernach-
tungskosten einschlieBlich Friihstiick voll erstat-
tungsfahig. 3Bei Unterbringung ohne Verpfle-
gung werden als Verpflegungsaufwand aner-
kannt fir Fruhstick 3 DM, fur Mittagessen und
Abendessen je 6 DM. ‘Wird die bereitgestellte
Heimunterkunft oder die angebotene Heimver-
pflegung von einem Schiiler ohne zwingenden
Grund nicht angenommen, so entféllt der Kosten-
ersatz.

(5) Der vom Schiiler zu tragende Eigenanteil an
den Verpflegungskosten (hausliche Ersparnis)
betragt fiir Fruhstiick 1 DM, fiir Mittag- und
Abendessen je 2,50 DM.

(6) 'Die erstattungsfahigen Kosten abziiglich
des Eigenanteils des Schiilers werden von dem
fiir die besuchte Berufsschule zustandigen Auf-
wandstrager ersetzt; eine Verrechnung mit dem
Heimtrager bzw. dem Beherberger bei Privatun-
terkiinften ist zulassig. 2Absatz 8 bleibt unbe-
rihrt.

(7) 'Der Staat gewéhrt dem Aufwandstrager ei-
nen ZuschufBl in Hohe des Kostenersatzes, hoch-
stens jedoch bis zur Hohe des landesdurch-
schnittlichen Kostensatzes abzliglich des Eigen-
anteils (ZuschuBhochstbetrag). 2Dieser wird all-
jahrlich vom Staatsministerium fiir Unterricht
und Kultus festgesetzt; er errechnet sich aus dem
durchschnittlichen Tagessatz fiir Berufsschiiler
in Heimen gemeinniitziger Trager mit Vollver-
pflegung in Bayern am 1. April des vorhergehen-
den Schuljahres abziiglich eines Eigenanteils des
Schiilers in Héhe von 6 DM pro Verpflegungstag.
3Als Unterbringungstage gelten auch die schul-
freien Tage wahrend eines Unterrichtsblocks.

(8) 'Bei Schiilern, die zum Besuch einer aufler-
bayerischen Berufsschule verpflichtet sind (Art. 9
Abs. 3 GbSch), findet Absatz 4 mit der Maligabe
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Anwendung, dal die Unterbringung vom Schul-
leiter der besuchten Schule veranlaf3t oder ge-
nehmigt sein mufl. 2Die erstattungsfdhigen Ko-
sten abziiglich des Eigenanteils des Berufsschii-
lers werden von der fiir die Sprengelschule
(Grundsprengel) zustidndigen Regierung ersetzt.

(9) 'Die néheren Regelungen iiber den Kosten-
ersatz, insbesondere iber die Hohe des staatli-
chen Zuschusses nach Art. 7, erla3t das Staatsmi-
nisterium fiir Unterricht und Kultus. 2ZZum Aus-
gleich fiir die Erhohung der Tagessédtze durch
Wegfall des Zuschusses fiir die Tage zwischen
den Unterrichtsblocken (Leertage) ab Schuljahr
1987/88 wird der im Schuljahr 1986/87 ermittelte
landesdurchschnittliche Kostensatz durch einen
der Steigerung angemessenen Betrag, hochstens
bis zu4 DM, erhoht.“

4. § 10 Abs. 6 wird wie folgt geéndert:

a) In Satz 1 wird das Wort ,hauptberuflich“ ge-
strichen.

b) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefiigt:

,2Hauptberuflich ist ein Lehrer tatig, auf den
infolge seiner Verwendung an Schulen dessel-
ben Schultragers der BAT Anwendung findet.“

c) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

5.In § 10 Abs. 7 Satz 1 Nr. 2 wird die Zahl ,,30“ durch
die Zahl ,,29 ersetzt.

6.In § 16 Abs. 1 wird ,§ 4 Abs. 2“ durch ,§ 5 Abs. 2“
ersetzt.

§2
IDiese Verordnung tritt mit Wirkung vom
1.Januar 1987 in Kraft. 2Abweichend von Satz 1
treten

§ 1 Nr. 3 mit Wirkung vom 1. September 1987 und
§ 1 Nrn. 4 und 5 mit Wirkung vom 1. Januar 1988
in Kraft.

Miinchen, den 7. Mérz 1988
Bayerisches Staatsministerium

fiir Unterricht und Kultus
Hans Zehetmair, Staatsminister
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791-5-7-U

Verordnung
tiber den ,Naturpark Steigerwald“

Vom 8. Miéirz 1988

Auf Grund von Art. 11, 45 Abs. 1 Nr. 2 und Art. 37
Abs. 2 Nr. 1 des Bayerischen Naturschutzgesetzes -
BayNatSchG - (BayRS 791-1-U), zuletzt gedndert
durch § 7 des Gesetzes vom 16.Juli 1986 (GVBI
S. 135), erlaf3t das Bayerische Staatsministerium fiir
Landesentwicklung und Umweltfragen folgende
Verordnung:

§1
Schutzgegenstand

(1) 'Das Gebiet des Steigerwalds in den Landkrei-
sen Bamberg, HafBlberge, Kitzingen, Schweinfurt,
Erlangen-Hochstadt, Neustadt a. d. Aisch-Bad
Windsheim wird in den in § 2 ndher bezeichneten
Grenzen als Naturpark festgesetzt. 2Das Gebiet hat
eine Grof3e von ca. 128 000 Hektar.

(2) Der Naturpark erhalt die Bezeichnung
,2Naturpark Steigerwald".

(3) Tréger des Naturparks ist der ,Verein Natur-
park Steigerwald e. V. mit Sitz in Ebrach.

§2
Naturparkgrenzen

(1) Die Grenzen des Naturparks sind in einer
Karte M=1:100 000, die als Anlage Bestandteil die-
ser Verordnung ist, grob dargestellt.

(2) 'Die genauen Grenzen des Naturparks sind in
einer Karte M = 1:25000 eingetragen, die beim
Staatsministerium fiir Landesentwicklung und
Umweltfragen als oberster Naturschutzbehorde
niedergelegt ist und auf die Bezug genommen wird.
2MaBgebend fiir den Grenzverlauf ist der Eintrag in
dieser Karte mit der Aulenkante des Begrenzungs-
strichs. 3Weitere Ausfertigungen dieser Karte be-
finden sich bei den Regierungen von Ober-, Mittel-
und Unterfranken als héheren Naturschutzbehor-
den und bei den Landratsiémtern Bamberg, Haf3-
berge, Kitzingen, Schweinfurt, Erlangen-Hoch-
stadt, Neustadt a. d. Aisch-Bad Windsheim als unte-
ren Naturschutzbehorden.

(3) Die Karten werden bei den in Absatz 2 ge-
nannten Behorden archivmaBig verwahrt und sind
dort wahrend der Dienststunden allgemein zugéng-
lich.

§3
Schutzzone

(1) Innerhalb des Naturparks wird eine Schutz-
zone festgesetzt, welche die Voraussetzungen eines
Landschaftsschutzgebiets erfiillt. 2Die Schutzzone
umfaBt die Bereiche, die in der in § 2 Abs. 1 genann-
ten Anlage grob dargestellt sind.

(2) 'Die genauen Grenzen der Schutzzone sind in
der in § 2 Abs. 2 genannten Karte eingetragen, auf
die Bezug genommen wird. 2MaBgebend fiir den

Grenzverlauf ist der Eintrag in dieser Karte mit der
Auflenkante des Begrenzungsstrichs.

§4
Schutzzweck
Zweck der Festsetzung des Naturparks ist es,

1. das Gebiet entsprechend dem Einrichtungsplan
(§ 11 Nr. 1) zu entwickeln und zu pflegen,

2. die sich fiir die Erholung eignenden Landschafts-
teile der Allgemeinheit zugédnglich zu machen
und zu erhalten, soweit die okologische Wertung
dies zulaft,

3. inder Schutzzone

a) die Leistungsfdhigkeit des Naturhaushalts zu
erhalten und dauerhaft zu verbessern, insbe-
sondere

— erhebliche oder nachhaltige Beeintrachti-
gungen von Natur und Landschaft zu verhin-
dern

—den Wald wegen seiner besonderen Bedeu-
tung fiir den Naturhaushalt zu schiitzen

— die heimischen Tier- und Pflanzenarten so-
wie ihre Lebensgemeinschaften und Lebens-
raume zu schiitzen,

b) die Vielfalt, Eigenart und Schonheit des fiir
den Steigerwald typischen Landschaftsbildes
zu bewahren,

c) eingetretene Schéden zu beheben oder auszu-
gleichen.

§5
Besondere Vorschriften

1Soweit fiir das Gebiet des Naturparks besondere
naturschutzrechtliche Vorschriften bestehen, ins-
besondere solche liber Naturschutzgebiete, Natur-
denkmaler oder tliber den Schutz von Landschafts-
bestandteilen und Griinbestédnden, bleiben diese
unberiihrt. 2Gleiches gilt, wenn kiinftig besondere
naturschutzrechtliche Vorschriften erlassen wer-
den.

§6
Verbote

In der Schutzzone sind alle Handlungen verbo-
ten, die den Charakter des Gebiets verdndern oder
dem in § 4 Nr. 3 genannten besonderen Schutzzweck
zuwiderlaufen, insbesondere alle Handlungen, die
geeignet sind, die Leistungsféhigkeit des Natur-
haushalts, das Landschaftsbild, den NaturgenuB
oder den Zugang zur freien Natur zu beeintréachti-
gen.
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§7
Erlaubnis

(1) Der Erlaubnis bedarf, wer beabsichtigt, inner-
halb der Schutzzone

1. bauliche Anlagen aller Art im Sinn der Bayeri-
schen Bauordnung (BayBO) zu errichten, zu er-
weitern oder ihre duflere Gestaltung wesentlich
zu andern, auch wenn sie einer baurechtlichen
Genehmigung nicht bediirfen; hierzu zéhlen ins-
besondere

a) Gebé&ude aller Art (Art. 2 Abs. 2 BayBO), Ver-
kaufs- und Ausstellungsstédnde, Automaten,

b) Einfriedungen aller Art (ausgenommen sok-
kellose Weide- und Forstkulturziaune ohne
Verwendung von Beton),

c) wesentliche Verdanderungen der Erdoberfla-
che durch Aufschiittungen, Abgrabungen,
Ablagerungen oder in sonstiger Weise,

2. StraBBen, Wege, Platze oder Park-, Camping-,
Sport-, Spiel- oder Badepldtze oder #@hnliche
Einrichtungen zu errichten oder wesentlich zu
andern,

3. Seilbahnen, Skilifte, Seil- oder Schleppaufziige
zu errichten oder wesentlich zu dndern,

4. ober- oder unterirdisch gefiihrte Draht-, Kabel-
oder Rohrleitungen zu verlegen oder Masten
und Unterstiitzungen aufzustellen (ausgenom-
men nichtortsfeste Anlagen zur Beregnung von
Sonderkulturen und sonstigen Feldfriichten und
zur Versorgung von Weidevieh mit Wasser und
Zuleitungen zu elektrischen Weidezédunen),

5. Gewisser, deren Ufer, den Zu- und Ablauf des
Wassers oder den Grundwasserstand zu veran-
dern oder neue Gewésser herzustellen, Verlan-
dungsbereiche von Gewissern, Quellbereiche
oder Auebddenbereiche, insbesondere feuchte
Wirtschaftswiesen oder -weiden sowie regelma-
Big liberschwemmte Auwélder, durch Dréanung
oder Graben zu entwéassern oder trockenzule-
gen, umzubrechen oder durch sonstige Mafnah-
men nachhaltig zu veréndern,

6. Erstaufforstungen vorzunehmen,

7. landschaftsbestimmende Bdume, Hecken oder
sonstige Geholze auBlerhalb des Waldes oder
Felsblocke zu beseitigen,

8. auBlerhalb von Straflen, Wegen oder Platzen mit
Kraftfahrzeugen aller Art zu fahren oder diese
dort abzustellen oder Verkaufswagen aufzustel-
len (ausgenommen zur land- und forstwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung),

9. auBerhalb zugelassener Platze zu zelten, Wohn-
wagen abzustellen, dies zu gestatten oder im
Rahmen der Erholungsnutzung offene Feuer zu
entziinden,

10. auBerhalb von Flugplatzen mit Ultraleichtflug-
zeugen zu starten oder zu landen oder Flugmo-
delle zu betreiben,

11. Schilder, Bild- oder Schrifttafeln, Anschliage
oder Schaukésten anzubringen (ausgenommen
Hinweise auf den Schutz des Gebiets, behordli-
che Verbotstafeln, Verkehrszeichen, Verkehrs-
einrichtungen, FluB3kilometer-Zeichen, Schilder
fiir die Forst- und Waldeinteilung, Warntafeln,

Ortshinweise, Wegemarkierungen oder zuléssi-
ge Wohn- und Gewerbebezeichnungen an
Wohn- und Betriebsstéatten, sofern nicht Leucht-
schrift verwendet wird).

(2) Unberiihrt bleibt die Erlaubnispflicht fiir ver-
andernde MaBnahmen bei Na3- und Feuchtflachen
sowie Mager- und Trockenstandorten gemal
Art. 6d Abs. 1 BayNatSchG.

(3) !Die Erlaubnis ist zu erteilen, wenn das Vorha-
ben keine der in § 6 genannten Wirkungen hervor-
rufen kann oder diese Wirkungen durch Nebenbe-
stimmungen ausgeglichen werden kénnen. 2Wird
die Erlaubnis mit Nebenbestimmungen erteilt,
kann eine Sicherheitsleistung verlangt werden.
3Die Vorschrift des Art. 6a Abs. 3 BayNatSchG tiber
Ersatzmafinahmen ist entsprechend anzuwenden.

(4) Die zusténdige land-, forst- oder fischereiwirt-
schaftliche Fachbehorde ist zu beteiligen, soweit,
ihre Belange beriihrt sind.

§8
Ausnahmen

Von den Beschriankungen dieser Verordnung
bleiben ausgenommen

1. die ordnungsgemaéfe land-, forst- und fischerei-
wirtschaftliche Bodennutzung im Sinn des Art. 6
Abs. 2 BayNatSchG; unabhéngig davon gilt je-
doch § 7 Abs.1 Nr. 5,

2.der Bau von land- oder forstwirtschaftlichen
Stralen oder Wegen mit einer Fahrbahnbreite
von nicht mehr als 3,50 m und ohne landschafts-
storenden oder dichten Belag,

3. der Abbau von Bodenschitzen auf den in den
Karten (§ 2 Abs. 1 und 2) gesondert eingetragenen
Flachen; maBigebend fiir den Grenzverlauf ist die
Karte nach § 2 Abs. 2,

4. die rechtméBige Ausiibung der Jagd und der Fi-
scherei einschlieBlich des Jagd- und Fischerei-
schutzes,

5. MaBBnahmen, die nach Art. 4 des Denkmalschutz-
gesetzes geboten sind, um Baudenkmaéler instand
zu halten, instand zu setzen, sachgemafBl zu be-
handeln oder vor Gefahrdung zu schiitzen,

6. MaBnahmen zur Unterhaltung von StraBien, We-
gen, Gewéassern und deren Ufer und Deiche sowie
Drénanlagen,

MaBnahmen des Winterdienstes auf StraBen im
notwendigen Umfang und zur Verkehrssiche-
rung, soweit diese zur Abwehr akuter Gefahren
erforderlich sind,

MaBnahfnen der Gewésseraufsicht,

7.der Betrieb, die Instandsetzung und die ord-
nungsgeméafBe Unterhaltung von bestehenden
Energie-, Wasserversorgungs- oder Entsor-
gungsanlagen sowie von bestehenden Einrich-
tungen der Landesverteidigung, der Deutschen
Bundespost und der Deutschen Bundesbahn,

8.die zur Erhaltung der Funktionsfdhigkeit der
Schutzzone notwendigen und von den Natur-
schutzbehoérden angeordneten Uberwachungs-,
Schutz- und Pflegemafinahmen.
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§9
Befreiung

Von den Verboten nach § 6 kann gemafl Art. 49
BayNatSchG im Einzelfall Befreiung erteilt wer-
den.

§10
Zusténdigkeiten

(1) Fiir die Erteilung der Erlaubnis und der Be-
freiung ist das Landratsamt als untere Natur-
schutzbehorde zustédndig, in dessen Bereich das
Vorhaben ausgefiihrt werden soll.

(2) Die Erteilung der Erlaubnis nach § 7 Abs. 1
Nr. 1 fiir Anlagen von mindestens regionaler
Bedeutung (z. B. Freizeitzentren, GroBhotels, Fern-
sehtlirme, Kraftwerksanlagen), nach § 7 Abs. 1 Nr. 1
Buchst. ¢ fiir grofiflachige Mafinahmen (ab 1 Hekt-
ar), nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 fiir Seilbahnen und Skilifte,
nach § 7 Abs. 1 Nr. 4 fiir Freileitungen ab 110 Kilo-
volt sowie die Erteilung der Befreiung nach § 9 fir
Falle von iiberortlicher Bedeutung bedarf der Zu-
stimmung der ortlich zustdndigen Regierung als
hoherer Naturschutzbehorde.

(3) Bei Vorhaben der Landesverteidigung und des
Zivilschutzes entscheidet liber die Befreiung nach
Art. 49 Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 5 BayNatSchG das
Staatsministerium fiir Landesentwicklung und
Umweltfragen als oberste Naturschutzbehorde.

§11
Aufgaben des Naturparktrégers
Der Trager des Naturparks hat insbesondere

1. eine Planung zu erstellen, die vor allem die Ma@-
nahmen zur Pflege des Gebiets und zu dessen
Entwicklung zum Erholungsraum enthélt (Ein-
richtungsplan), sie durchzufiihren und bei Bedarf
fortzuschreiben,

2. MaBnahmen des Naturschutzes, insbesondere
Schutz und Pflege der Pflanzen- und Tierwelt,
durchzufiihren und zu fordern,

3.das Naturparkgebiet zu erhalten, zu gestalten
und zu pflegen sowie die Vielfalt, Eigenart und
Schonheit des Landschaftsbildes fiir die Allge-
meinheit zu bewahren,

4. die Erholung im Naturpark zu férdern,

5. die Bevdlkerung iiber den Schutzzweck und die
MafBnahmen im Naturpark zu unterrichten.

§12
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr. 3 BayNatSchG kann
mit Geldbufle bis zu fiinfzigtausend Deutsche Mark
belegt werden, wer vorsétzlich oder fahrlassig eine
nach § 7 Abs. 1 erlaubnispflichtige Mainahme ohne
die erforderliche Erlaubnis vornimmt.

(2) Nach Art. 52 Abs. 1 Nr. 6 BayNatSchG kann
mit GeldbuBe bis zu fiinfzigtausend Deutsche Mark
belegt werden, wer vorsétzlich oder fahrléssig einer
vollziehbaren Nebenbestimmung in Form der Auf-
lage zu einer Erlaubnis nach § 7 oder einer Befrei-
ung nach § 9 nicht nachkommt.

(3) Die Einziehung von Gegensténden richtet sich
nach Art. 53 BayNatSchG.

§13
Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am 1. April 1988 in Kraft.

Miinchen, den 8. Méarz 1988
Bayerisches Staatsministerium

fiir Landesentwicklung und Umweltfragen
Alfred Dick, Staatsminister

300-3-1-J

Berichtigung

Die Verordnung iiber gerichtliche Zustiindigkei-
ten im Bereich des Staatsministeriums der Justiz
(Gerichtliche Zustiéindigkeitsverordnung Justiz -
GZVJu) vom 2. Februar 1988 (GVBI S. 6, BayRS
300-3-1-J), gedndert durch Verordnung vom 18. Fe-
bruar 1988 (GVBI S. 31), wird wie folgt berichtigt:

In § 1 Nr. 2 Buchst. c erster Spiegelstrich wird in der
Klammer vor dem Wort ,,AGB-Gesetz" eingefligt:
n§ 13%

Miinchen, den 24. Feruar 1988

Bayerisches Staatsministerium der Justiz
I.A. Held, Ministerialdirektor
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Bekanntmachung
tiber die Aufstellung des Waldfunktionsplans
fiir den Regierungsbezirk Unterfranken
Teilabschnitt Bayerischer Untermain

Vom 25. Februar 1988

I.

Auf Grund von Art. 6 Satz 1 des Waldgesetzes fiir
Bayern - BayWaldG - (BayRS 7902-1-E) und Art. 15
und 16 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes
— BayLplG - (BayRS 230-1-U) hat die Oberforstdi-
rektion Wiirzburg im Einvernehmen mit der Regie-
rung von Unterfranken den Waldfunktionsplan fiir
den Regierungsbezirk Unterfranken Teilabschnitt
Bayerischer Untermain als fachlichen Plan gemaf3
Art. 15 BayLplG aufgestellt.

II.

Der fachliche Geltungsbereich des Plans bezieht
sich auf die Erhaltung des Waldes und dessen nach-
haltige, funktionsgerechte Behandlung. Der Plan
trifft Aussagen liber

— Erhaltung und Mehrung der Waldfléache

- Sicherung und Verbesserung der Nutzfunktionen
des Waldes

— Sicherung und Verbesserung der Schutzfunktio-
nen des Waldes

- Sicherung und Verbesserung der Erholungsfunk-
tion des Waldes

— Sicherung und Verbesserung der Sonderfunktio-
nen des Waldes

-~ Schutz der freilebenden Tierwelt einschlieBlich
Wildbestandsregulierung und Jagd.

Der raumliche Geltungsbereich des Teilabschnitts
Bayerischer Untermain umfaf3t die Region 1 Baye-
rischer Untermain (Verordnung iiber das Landes-
entwicklungsprogramm Bayern vom 3. Mai 1984,
GVBI S. 121, ber. S. 337, BayRS 230-1-5-U, Anlage zu
§1,Teil AII 7 Anhang 5).

III.

Der Teilabschnitt des Waldfunktionsplans ist bei
den Landratsamtern Aschaffenburg und Milten-
berg sowie bei der kreisfreien Stadt Aschaffenburg
zur Einsichtnahme ab 5. April 1988 ausgelegt. Die
Auslegezeiten richten sich nach den jeweils fest-
gelegten Zeiten fiir den Parteiverkehr.

IV.

Die Ziele des Waldfunktionsplans sind gemas8 § 5
Abs. 4 in Verbindung mit § 4 Abs. 5 des Raumord-
nungsgesetzes von den Behorden des Bundes und
der Lander, den Gemeinden und Gemeindeverban-
den, den oOffentlichen Planungstridgern sowie im
Rahmen der ihnen obliegenden Aufgaben von den
bundesunmittelbaren und den der Aufsicht des
Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten
und Stiftungen des 6ffentlichen Rechts bei Planun-
gen und allen sonstigen MafBnahmen, durch die
Grund und Boden in Anspruch genommen oder die
raumliche Entwicklung eines Gebiets beeinfluf3it
wird, zu beachten.

V.

Der Teilabschnitt Bayerischer Untermain des
Waldfunktionsplans tritt am 5. April 1988 in Kraft.

Miinchen, den 25. Februar 1988

Bayerisches Staatsministerium
fiir Erniihrung, Landwirtschaft und Forsten

Simon Niussel, Staatsminister
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